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Drucksache 2950 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 30. Juni 1961 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
235. Sitzung am 30. Juni 1961 beschlossen hat, hinsichtlich der 
vom Deutschen Bundestag am 14. Juni 1961 verabschiedeten 

Bundesärzteordnung 
— Drucksachen 2745, 2810 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Meyers 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige 
Schreiben vom 16. Juni 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Meyers 


Driuck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, 'Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2950 


Deutschier Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zur Bundesärzteordnung 


1. Zu § 4 

Satz 1 ist in der Fassung der Regierungsvorlage 
wiederherzustellen. 

Begrün dunig 

Das Gesetzgebungsvertahren ist im Grundgesetz 
abschließend geregelt. Zu der Rechtsetzung gehört 
auch der Frlaß von Rechtsverordnungen, Das Grund- 
gesetz sieht die Mitwirkung von Organisationen bei 
der Rechtsetzung nicht vor. Es ist daher bedenklich, 
die Anhörung des Deutschen Fakultätentages und 
der Arbeitsgemeinschaft der Ärztekammern gesetz- 
lich vorzuschreilben. Die Bedenken werden dadurch 
verstärkt, daß es sich bei den genannten Vereini- 
gungen nicht um Körperschaften des öffentlichen 
Rechts handelt. 

Im Übrigen erscheint es ausreichend, wenn die Be- 
stallungsordnung durch den Bundesminister des 
Innern erlassen wird. 


2. Zu § 11 

In Satz 1 isind die Worte „nach Anhörung der Ar- 
beitsgemeinschaft der Ärztekammern'' zu streichen. 

Begründung 

Das Gesetzgebungsverf ähren ist im Grundgesetz 
abschließend geregelt. Zu der Rechtsetzung gehört 
auch der Erlaß von Rechtsveroridnungen. Das Grund- 
gesetz sieht die Mitwirkung von Organisationen bei 
der Rechtsetzung nicht vor. Es ist daher bedenklich, 
die Anhörung der Arbeitsgemeinschaft der Ärzte- 
kammern gesetzlich vorzuschreiben. Die Bedenken 
werden dadurch verstärkt, daß es sich bei der ge- 
nannten Vereinigung nicht um eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechtis handelt. 
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